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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-5100/07
von Raül Romeva i Rueda (Verts/ALE), Jean Lambert (Verts/ALE), Hiltrud Breyer (Verts/ALE), Eva-
Britt Svensson (GUE/NGL), Claire Gibault (ALDE) und Mary Honeyball (PSE)
an den Rat

Betrifft: "Comfort Women" in Japan

Es wird angenommen, dass die japanische Armee vor dem Zweiten Weltkrieg und in seinem Verlauf 
fast 200 000 Frauen, die euphemistisch als „Comfort Women“ bezeichnet wurden, zur Prostitution 
gezwungen hat. Auch 62 Jahre danach warten die Überlebenden der japanischen Sexsklaverei auf 
Gerechtigkeit. Ihr Leben lang haben die Opfer unter körperlichen und psychischen Beschwerden, 
Isolation und Schande gelitten. Viele von ihnen lebten in extremer Armut. In Kriegszonen begangene 
Verbrechen der Sexsklaverei und der Gewalt gegen Frauen werden weltweit kaum strafrechtlich 
verfolgt. Japan zählt zwar zu den führenden Gebern für den Wiederaufbau von kriegszerstörten 
Ländern, doch hat es die japanische Regierung bisher versäumt, die in der Vergangenheit des 
eigenen Landes begangenen Ungerechtigkeiten aufzuarbeiten. Bis heute hat die japanische 
Regierung die internationalen Normen der Wiedergutmachung, die Restitution, Schadenersatz, 
Rehabilitation und Genugtuung einschließlich der vollständigen Offenlegung, Entschuldigung und 
Garantien, dass keine Wiederholung vorkommt, umfassen, nicht erfüllt. Wenn diesen Frauen noch vor 
ihrem Tod Gerechtigkeit widerfahren soll, dann müssen unverzüglich und vordringlich entsprechende 
Maßnahmen eingeleitet werden.

Kann der Rat konkrete Angaben zu den Maßnahmen machen, die er ergreifen wird, um die 
japanische Regierung aufzufordern, die volle Verantwortung für die gegen die „Comfort Women“ 
begangenen Verbrechen, einschließlich Sklaverei, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, zu übernehmen?


